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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit – 
hier: Frühzeitige Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1 
	 des Baugesetzbuches (BauGB)
	 - Beschleunigtes Verfahren -

Stadtbezirk 2 Ludwigsvorstadt – Isarvorstadt

Für das Planungsgebiet

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
mit Grünordnung Nr. 2002a
Arnulfstraße südlich zwischen Querbahnsteig 
Starnberger Flügelbahnhof und nördlichem Vorplatz
(Flurstück Nr. 6856/97, Gemarkung München, Sektion 4)
- Starnberger Flügelbahnhof -

wird die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit vom  
15. Oktober 2018 mit 15. November  2018 durchgeführt.

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat am  
13. Juni 2018 beschlossen, für das vorgenannte Gebiet einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Grünordnung aufzu-
stellen.

Das Planungsgebiet umfasst ca. 5.226 m² und befindet sich 
im 2. Stadtbezirk Ludwigsvorstadt – Isarvorstadt. Im Norden 
grenzt unmittelbar der Stadtbezirk 3 – Maxvorstadt an.

Die DB Station&Service AG als Vorhabenträgerin beabsich-
tigt, auf dem Standort des heutigen Starnberger Flügelbahn-
hofs ein neues Bürogebäude zu errichten. Dieses neue Ge-
bäude ist der Ersatz für das wegfallende Bahnhofsgebäude 
Starnberger Flügelbahnhof. Der geplante Baukörper ist ein  
eigenständiges Vorhaben, wird aber im stadträumlichen Kon-
text als Bestandteil der architektonischen und gestalterischen 
Gesamtfigur des neuen Münchner Hauptbahnhofs wahrge-
nommen werden.

Es entsteht ein fünfgeschossiges Basisgebäude entlang der 
Arnulfstraße, das im südwestlichen Bereich einen Hochpunkt 
mit 17 Geschossen und max. 69,90 m Höhe erhalten soll. Das 
neue Gebäude soll im wesentlichen Büronutzung enthalten 
sowie nicht mit dem Betrieb der Bahn verbundenen Einzel-
handel und Gastronomie, Stellplätze für Kraftfahrzeuge und 
Fahrräder sind in der Tiefgarage angeordnet.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im beschleu-
nigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt. Es wird 
keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den allge-
meinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich unter-

scheidenden Lösungen und den voraussichtlichen Auswir
kungen der Planung unterrichten kann, werden vom 15. Oktober 
2018 mit 15. November 2018 an folgenden städtischen 
Dienststellen zur Einsicht bereitgehalten:

1. �beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumen-
straße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Ausle-
gungsraum - barrierefreier Eingang an der Ostseite des Ge-
bäudes, auf Blumenstraße 28a -), von Montag mit Freitag 
von 6.30 bis 18 Uhr,

2. �bei der Bezirksinspektion Mitte, Tal 31 
(Montag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr, 
Dienstag von 8.30 bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr, 
Donnerstag von 8.30 bis 15 Uhr),

3. �bei der Stadtbibliothek Isarvorstadt, Kapuzinerstraße 28 
(Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag von 10 bis 19 Uhr 
und Mittwoch von 14 bis 19 Uhr).

Die Unterlagen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplanver-
fahren sind auch im Internet unter der Adresse www.muenchen.
de/auslegung zu finden.

Auskünfte und Einzelerörterungen zum Bebauungsplan erhal-
ten Sie unter der Telefonnummer 2 33-2 60 86, Blumenstraße 
28b (Hochhaus), Zimmer Nr. 240 während der Dienstzeit Mon-
tag mit Freitag von 9.30 bis 12.30 Uhr. Termine außerhalb die-
ses Zeitraumes können telefonisch vereinbart werden.

Eine öffentliche Erörterung über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung findet während der Unterrichtungsfrist 

am Montag, 22. Oktober 2018 um 19 Uhr
im Alten Rathaussaal, 1. Obergeschoss, Marienplatz 15 

statt. 

Die interessierten Bürgerinnen und Bürger werden hierzu ein-
geladen.

Äußerungen können während dieser Frist bei den oben ge-
nannten städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese 
werden überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplan-
verfahren ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird 
durch den Stadtrat getroffen.

München, 26. September 2018	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Straßenbenennung im 12. Stadtbezirk Schwabing-Freimann
Beschluss vom: 20.09.2018

Paul-Renner-Weg

EDV-Schreibweise:  PAUL-RENNER-WEG

Straßenschlüsselnummer: 06742

Namenserläuterung:
Paul Renner, geb. am 09.08.1878 in Wernigerode, gest. 
25.04.1956 in Hödingen, Typograf, Grafikdesigner, Urheber 
der Schriftart „Futura“, Mitbegründer der Schule für „Illustra
tion und Buchgewerbe“ in München, Mitglied des Deutschen 
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Werkbundes, ab 1927 Leiter der „Meisterschule für Deutsch-
lands Buchdrucker“, 1933 wurde er von der NS verhaftet und 
aus dem Amt entlassen, daraufhin emigrierte er in die 
Schweiz. 

Verlauf:
Von der Otl-Aicher-Straße nach Osten bis zur Haltestelle  
Domagkstraße der Tramlinie 23 verlaufend.

© Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, Zim-
mer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten bis ein-
schließlich 02.11.2018 eingesehen werden. 

München, 27. September 2018	 Kommunalreferat
		  GeodatenService

Straßenbenennung im Stadtbezirk 05 – Au-Haidhausen

Beschluss vom:   20.09.2018

Carl-Amery-Platz

EDV-Schreibweise:  CARL-AMERY-PL.

Straßenschlüsselnummer: 06743

Namenserläuterung:
Carl Amery, (bürgerlicher Name Christian Anton Mayer), geb. 
am 09.04.1922 und gest. am 24.05.2005 in München, Schrift-
steller, Studium der Sprach- und Literaturwissenschaft an der 
Ludwig-Maximilians-Universität München und an der Catholic 
University of America in Washington; Leiter der Städtischen 
Bibliotheken München (1967-1971), Mitglied der Gruppe 47, 
Vorsitzender des Verbandes Deutscher Schriftsteller, Präsi-
dent des PEN-Zentrums Deutschland. Politisches Engage-
ment und die Auseinandersetzung mit dem Katholizismus 
sind prägende Konstanten seines Werkes. Carl Amery wurde 
mit zahlreichen Auszeichnungen geehrt, darunter der Litera-
turpreis der Landeshauptstadt München, die Ludwig-Thoma-
Medaille der Stadt München, das Bundesverdienstkreuz, der 
Bayerische Friedenspreis, der Naturschutzpreis des Bundes 

Naturschutz in Bayern. Sein literarisches Hauptwerk „Die 
Wallfahrer“ veröffentlichte er im Jahr 1986.

Verlauf:
Platz südlich der Einmündung der Welfenstraße in die Reger-
straße.

© Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, Zim-
mer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten bis ein-
schließlich 02.11.2018 eingesehen werden. 

München, 27. September 2018	 Kommunalreferat
		  GeodatenService

Straßenverlaufsänderungen
Stadtbezirk 7 Sendling-Westpark
Neuer Verlauf Alfred-Ludwig-Weg

Von der Preßburger Straße ca. 200 m entlang der Garmischer 
Straße nach Norden, dann entlang des Westparks nach Westen 
zum Lermooser Weg.

Diese Verfügungen, einschließlich der Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt Mün-
chen, Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 
b, Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten 
bis einschließlich 13.11.2018 eingesehen werden. 

München, 02. Oktober 2018	 Kommunalreferat
		  GeodatenService
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Hiltenspergerstr. 38 - 40, Fl.Nr. 433/7, Gemarkung Schwabing
Energetische Sanierung, Dachausbau und Erweiterung eines 
Gebäudes, Umstrukturierung von Bestandswohnungen mit 
Anbringung von Balkonen und Außenaufzügen sowie Neubau 
eines Wohnhauses mit Tiefgarage im rückwärtigen Hof, Ab-
bruch Garagengebäude

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 01.10.2018, Az. 602-1.2-2017-28903-22, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen er-
teilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 433/9, Fl.Nr. 433/5 und Fl.Nr. 433/3, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 207, einsehen. Vereinbaren 
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-
lbk-team22@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-255 63.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212a 
Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 01. Oktober 2018	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Bekanntmachung 
Freistellungsverfügung 
einer Eisenbahnfläche

„Freistellung
- Bekanntmachung -
Bescheid des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle Nürn-
berg vom 12.09.2018 - Az. 65144-651pf/004-2018#025 zur 
Freistellung von Flurstücken von Eisenbahnbetriebszwecken.

Freistellungsbescheid
1. Die folgenden Flurstücke in der Stadt München, auf der 
Trasse der Bahnstromleitung Nr. 520, Abzweig Karlsfeld – 
München Ost, werden zum 15.09.2018 von Bahnbetriebszwe-
cken freigestellt:

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück Fläche (m²)
München Feldmoching - 1199/28 274
München Feldmoching - 1203/6 400
2. Bestandteil dieses Bescheides ist der als Anlage beigefügte 
Lageplan (Katasterkartenwerkauszug zu Fortführungsnach-
weis 5679 01), Maßstab 1:1.500, vom 15.05.2018.

Hinweis
Mit der Freistellung von Bahnbetriebszwecken wird keine 
Aussage über künftige städtebauliche oder sonstige bahn-
fremde Nutzungsmöglichkeiten der freigestellten Fläche ge-
troffen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch 
ist schriftlich oder zur Niederschrift 

beim Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Nürnberg
Eilgutstraße 2
90443 Nürnberg

einzulegen.

Die Widerspruchsfrist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch 
innerhalb der oben genannten Frist bei einer anderen Außen-
stelle des Eisenbahn-Bundesamtes oder seiner Zentrale,

Eisenbahn-Bundesamt
Heinemannstraße 6
53175 Bonn

eingelegt wird.
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Der Widerspruch kann auch auf elektronischem Weg durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer An
meldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die  
De-Mail-Adresse lautet: poststelle@eba-bund.de-mail.de.

München, 10. Oktober 2018	 Eisenbahn-Bundesamt,
		  Außenstelle Nürnberg
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Öffentliche Ausschreibung
Wohnprojekt für unbegleitete heranwachsende Flüchtlinge
Junges Quartier Obersendling Modul 2 
19. Stadtbezirk Thalkirchen - Obersendling - Forstenried 
- Fürstenried - Solln

1. Ausgangssituation
Der Stadtrat der Landeshauptstadt München (LHM) hat am 
03.07.2018 mit dem Beschluss des Kinder- und Jugendhilfe-
ausschuss und Sozialausschuss (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / 
V 11689) ein Wohnprojekt in externer Trägerschaft zur Unter-
bringung von unbegleiteten heranwachsenden Flüchtlingen im 
Jungen Quartier Obersendling Modul 2 verabschiedet (siehe 
auch im Internet unter www.ris-muenchen.de).

1.1 Zielgruppe unbegleitete heranwachsende Flüchtlinge 
Die Unterbringung von unbegleiteten heranwachsenden 
Flüchtlingen zwischen 18 und 25 Jahren ist die Kernaufgabe 
des Fachbereichs zur Unterbringung und Betreuung unbeglei-
teter heranwachsender Flüchtlinge (S-III-MF/UF), Amt für 
Wohnen und Migration. Derzeit sind ca. 550 UF in Wohnpro-
jekten und Wohngruppen und ca. 2.400 in dezentralen und 
staatlichen Unterbringungsformen untergebracht. Ein weiterer 
möglicher Platzbedarf entsteht in den kommenden Jahren 
beim Stadtjugendamt, da derzeit ca. 800 unbegleitete heran-
wachsende Flüchtlinge zwischen 18 und 27 Jahren in unter-
schiedlichen Einrichtungen der Jugendhilfe betreut werden. 
Wie viele davon in den kommenden drei Jahren in die Zustän-
digkeit des Amtes für Wohnen und Migration übergeben wer-
den können, ist aufgrund der Anzahl der jungen Menschen, 
die nach dem Hilfeplanverfahren auch in der Volljährigkeit 
noch eine stationäre Unterbringung im Rahmen der Jugend-
hilfe benötigen, nicht genau zu beziffern.

Zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit und um eine langfris-
tige Integration zu ermöglichen, wird das Amt für Wohnen und 
Migration im Jungen Quartier Obersendling Modul 2, maximal 
156 männliche unbegleitete heranwachsende Flüchtlinge un-
terbringen, welche die Jugendhilfe verlassen haben und sich 
in einer schulischen bzw. beruflichen Ausbildung befinden 
oder die unter den gleichen Voraussetzungen aus einer staat-
lichen oder dezentralen Unterkunft für einen Platz in einem 
Wohnprojekt in Frage kommen. 

In der Regel sind die jungen Erwachsenen zwischen 18 und 
25 Jahre alt, haben einen rechtmäßigen Aufenthaltstitel oder 
eine Genehmigung zur privaten Wohnsitznahme, wenn sie 
noch ohne Aufenthaltstitel in einer staatlichen oder dezentra-
len Gemeinschaftsunterkunft leben. 

1.2 Junges Quartier Obersendling Modul 2 und Räumlich-
keiten
Im JQO werden bestehende Bürogebäude für verschiedene 
Nutzungen umgebaut (Details siehe in der o.g. Sitzungsvorlage). 
Insgesamt entstehen in Modul 2 156 Bettplätze auf Wohnpro-
jektstandard. Die Fertigstellung des Moduls 2 ist im Mai 2019 
geplant und vorgesehen ist eine Laufzeit von 22 Jahren. Dort 
werden außerdem zwei Berufsschulen die Räumlichkeiten im 
Untergeschoss (UG) und ersten sowie zweiten Obergeschoss  
nutzen. 

In Modul 2 sind im dritten bis fünften Obergeschoss 156 Ein-
zelzimmer mit ca. 10 m²  geplant. Es entstehen somit 156 
Bettplätze auf ca. 4.803 m². Pro Stockwerk sind drei  Gruppen 
geplant, die jeweils wie folgt ausgestattet sind: Drei Gemein-
schaftsküchen mit  Aufenthaltsbereich, fünf weiteren Aufent-
haltsbereichen sowie Gemeinschaftsbäder. Im Untergeschoss 
stehen Räumlichkeiten für die Lagerung und für Wasch- und 
Trockenräume zur Verfügung.

Die Sanitäreinrichtungen sowie sonstige feste technische In
stallationen in den Zimmern werden vom Eigentümer vorge-

nommen. Der Einbau der Küchen und die Ausstattung der 
Wasch- und Trockenräume erfolgt durch das Amt für Wohnen 
und Migration. Die restliche Ausstattung der Zimmer, der 
Büroräume und der Aufenthaltsräume erfolgt dann durch den 
ausgewählten Träger (Details siehe Ziffer 7.). In den Gemein-
schaftsbädern ist durch den Träger für die entsprechende 
Ausstattung mit Hygieneartikel zu sorgen.

Laufende Kosten für Strom, Gebäudereinigung, Wartung und 
sonstige Gebühren sind über den oben genannten Beschluss 
geregelt.  

2. Trägerauswahl
Auf der Grundlage der städtischen Ausschreibungsrichtlinien 
für bezuschusste soziale Einrichtungen sucht das Amt für 
Wohnen und Migration der Landeshauptstadt München  mit 
diesem Schreiben einen freien Träger der Wohlfahrtspflege, 
dessen Erfahrungen und Möglichkeiten im Bereich der Be-
treuung von unbegleiteten heranwachsenden Flüchtlingen  
genutzt werden soll. Das Ergebnis der Trägerauswahl wird 
dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt.

Ausgeschrieben wird die Einrichtungsführung eines Wohnpro-
jekts im Jungen Quartier Obersendling, Modul 2, in der 
Schertlinstraße 8, 81379 München. Die Einrichtung dient der 
Unterbringung und Betreuung von männlichen, unbegleitet 
heranwachsenden Flüchtlingen im Alter von ca. 18 bis 25 Jah-
ren.

3. Fachliche Ausrichtung des Wohnprojekts
Das Wohnprojekt ermöglicht die pädagogische Betreuung mit 
einem Personalschlüssel von 1:16. Die Zielgruppe, junge Er-
wachsene, bringt tendenziell einen erhöhten Betreuungsbe-
darf bzgl. Verarbeitung der Fluchtsituation, Alltagsbewälti-
gung, Entwicklung von Perspektiven mit sich. Vorausgesetzt 
wird jedoch ein gewisses Maß an selbständiger Lebensfüh-
rung und Selbstorganisationsfähigkeit sowie emotionale Stabi-
lität. Unerlässlich sind zudem die Bereitschaft zur Mitwirkung 
im Rahmen des Betreuungskonzepts und die Absolvierung ei-
ner schulischen, beruflichen oder universitären Ausbildung. 
Die Ziele der Beratungs- und Betreuungsarbeit sind die Unter-
stützung bei Identitätsbildung, Verfestigung von Selbständig-
keit und Selbstverantwortung, Stabilisierung und Begleitung 
der verschiedenen Integrationsprozesse in Alltag, Gesellschaft 
und Beruf. Die Begleitung des Übergangs ins Erwachsenen
leben spielt dabei eine übergeordnete Rolle. Wobei hier die 
emotionalen und sozialen Aspekte im Vordergrund stehen. 

Ein weiteres zentrales Anliegen des Betreuungs- und Bera-
tungskonzepts ist die Verbesserung der Ausbildungsbeteili-
gung der Heranwachsenden. Die Priorisierung dieses Themas 
ist Fokus der pädagogischen und konzeptionellen Arbeit.

Die Beendigung des Betreuungsverhältnisses erfolgt i.d.R. 
nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung bzw. der Über-
nahme in ein festes Berufsverhältnis. Damit sollte eine nach-
haltige Basis zur Gründung einer eigenen Existenz (z.B. eige-
ner Wohnraum) geschaffen sein. Das Betreuungsverhältnis 
wird beendet, sofern es nicht mehr als notwendig und geeig-
net angesehen wird, durch den unbegleiteten Flüchtling nicht 
mehr in Anspruch genommen wird oder grobe Verstöße ge-
gen die Hausordnung begangen werden. 

4. Personalausstattung
4.1 Pädagogisches Personal
Um den oben genannten Beratungs- und Betreuungszielen 
gerecht zu werden, ist der Betreuungsschlüssel auf 1:16 fest-
gelegt. Gemäß der vorgesehenen Kapazität von 156 Bettplät-
zen werden im Modul 2 insgesamt 9,75 Vollzeitäquivalente 
(VZÄ) Sozialpädagogik / Soziale Arbeit (Diplom, Master oder 
Bachelor) eingesetzt. Die Einwertung orientiert sich am TVöD 
SuE 12 bzw. E 9. Erfolgt die Besetzung einer Stelle an eine 
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Person ohne Diplom, Master oder Bachelor Soziale Arbeit, so 
ist die Anerkennung eines abgeschlossenen vergleichbaren 
Studiengangs nach vorheriger Einzelfallbewertung und dem 
Nachweis von weitreichenden Zusatzqualifikationen im Bereich 
Soziale Arbeit bzw. einschlägiger Berufserfahrung in der Be-
treuung von unbegleiteten Flüchtlingen möglich.

Die Fachkräfte arbeiten nach dem Bezugsbetreuungssystem 
und sind gemeinsam für die Umsetzung des Betreuungskon-
zepts verantwortlich. Eine inhaltliche Aufgabenverteilung er-
folgt nach Bedarf und den teaminternen Ressourcen. 

4.1.1 Fachliche Arbeitsbereiche
Psychosoziale Begleitung, Stabilisierung und Weiterent-
wicklung der Persönlichkeit:
– �Sozialpädagogische und psychosoziale Begleitung der jun-

gen Erwachsenen in einem ausgeprägten Nachclearings-
prozess innerhalb des ersten selbständigen Wohnverhältnis-
ses im Wohnprojekt. bzw. Bedarfsanalyse und Einbindung 
in die Strukturen eines Wohnprojekts bei jungen Erwachse-
nen, die aus einer staatlichen oder dezentralen Unterkunft 
stammen.

– �Mit dem jungen Erwachsenen gemeinsame Erarbeitung ei-
ner Zielvereinbarung und regelmäßige Überprüfung der Zwi-
schenziele. 

– �Hilfen und Interventionen zur Stabilisierung bei psychischen 
Extrembelastungen (Traumatisierung, kulturelle und familiäre 
Entwurzelung, Orientierungslosigkeit, Zwang zur vorzeitigen 
Autonomie).

– �Unter Umständen Einleitung einer Jugendhilfemaßnahme 
nach § 41 SGB VIII bei gravierenden Entwicklungsverzöge-
rungen.

– �Erkennen von gesundheitlichen und psychosozialen Bedar-
fen, und gemeinsame Bearbeitung im Fallverlauf. Unterstüt-
zung im Gesundheitsschutz, Einleiten und Begleitung von 
Behandlungen und Therapien.

– �Krisenintervention, Deeskalation und Nachbearbeitung. Hil-
fen zum Erlernen persönlicher Konfliktbewältigungsstrategien.

– �Prävention zu delinquenten Verhandlungsmustern und 
schädlichen Einflüssen.

– �Unterstützung bei der Etablierung eines nachhaltigen sozia-
len Lebensumfeldes.

– �Einwicklung und Stärkung des Selbstbewusstseins und des 
Selbstwertgefühls. 

– �Beratung bei der Weichenstellung der Zukunftsperspektive.
– �Dokumentation der Fallverläufe, Erstellen von Maßnahme-

plänen mit regelmäßiger Überprüfung der Zielvereinbarung.

Unterstützende Maßnahmen bei der beruflichen und ge-
sellschaftlichen Teilhabe und Integration:
– �Förderung der alltagspraktischen Fähigkeiten und Schlüs-

selkompetenzen zur eigenständigen Haushalts- und Le-
bensführung.

– �Intensive interkulturelle Arbeit zur Entwicklung einer Balance 
zwischen Herkunfts- und Aufnahmegesellschaft.

– �Interkulturelle Gruppenarbeit mit Themenzentrierung auf ju-
gend- und migrationsspezifische Fragen und integrative In-
halte wie Anforderungen der Arbeitsagentur, mietrechtliche 
Erfordernisse, Auseinandersetzung mit Strukturen, Regeln 
und Werten.

– �Erarbeitung schulischer und beruflicher Perspektiven, Un-
terstützung bei der Integration in den 1. Arbeitsmarkt.

– �Hilfe bei der Schul- und Ausbildungsplatzsuche und bei der 
Teilnahme an  begleitenden Bildungsmaßnahmen (z.B. 
Fachsprachkurse) und Begleitung bei der Studienwahl und 
Vermittlungen in geeignete Begleitmaßnahmen. Durchfüh-
rung und Koordinierung interner oder externer Lernhilfemaß-
nahmen.

– �Unterstützung bei der Aufnahme und Teilnahme an einem 
Integrationskurs und der Erfüllung der Auflagen aus dem 
Zuwanderungsgesetz, Erreichung eines dauerhaften Aufent-
halts.

– �Unterstützung bei der Aufnahme bzw. Fortführung einer 
Schul- oder  Berufsausbildung der Personen die sich noch 
im Asylverfahren befinden bzw. über eine vorübergehende 
Aussetzung der Abschiebung gemäß § 60a Absatz 2 Aufent-
haltsgesetz verfügen.

– �Beratung, Begleitung und Information zum Umgang mit Be-
hörden.

– �Vermittlung in Maßnahmen mit integrativen Charakter.
– �Langfristige Erarbeitung einer Wohnperspektive, Unterstüt-

zung beim Übergang in eigenständiges Wohnen.
– �Hilfen bei Schulden, Zahlungsverpflichtungen und finanziel-

len Notlagen, Schuldenberatung bei Überschuldung und 
Vermittlung an externe Schuldenberatung.

– �Nachbetreuung im Bedarfsfall in Form von Einzelgesprä-
chen und Vermittlungen an externe Angebote innerhalb der 
ersten sechs Monate nach Auszug aus dem Wohnprojekt.

– �Dokumentation der Fallverläufe, Erstellen von Maßnahme-
plänen mit regelmäßiger Überprüfung der Zielvereinbarung. 

Fallübergreifende Aufgabenbereiche:
– �Angebote von sozialpädagogischen Gruppenaktionen; 

Durchführung von Tagesaktionen und mehrtägigen Freizeit-
maßnahmen mit erlebnis- / kultur- und freizeitpädagogischen 
Inhalten.

– �Wöchentliche Teamsitzungen mit und ohne Pädagogische 
Hilfskräfte.

– �Gruppenübergreifende Intervisionen und kollegiale Fallbera-
tung.

– �Die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen und 
an Team- und Fallsupervisionen ist ausdrücklich gewünscht 
und kann den Zuschussrichtlinien entsprechend bezu-
schusst werden.

– �Konzeptionelle Arbeit: Fortschreibung der konzeptionellen 
Arbeit der Einrichtung. Beteiligung an fachspezifischen  
Arbeitsgruppen, Regsamfacharbeitskreise und Ähnliches.

4.1.2 Erforderliche Fachkenntnisse
– �Fundierte rechtliche Fachkenntnisse in SBG II, SBG VIII, 

SGB XII, AufenthG, AsylBLG und BGB.
– �Kenntnisse der gesamtstädtischen Infrastruktur insbeson-

dere im Bereich Flüchtlings- und Migrationsarbeit. 
– �Fachwissen im Bereich psychische Auffälligkeiten im jungen 

Erwachsenenalter und Überblick zu sozial- und psychothera-
peutichen Hilfsangeboten im Stadtgebiet.

– �Methodenkenntnisse zur Krisenintervention.
– �Fundierte Fachkenntnisse in sozialpädagogischen Methoden 

und Beratungsformen, insbesondere der Einzelfall- und 
Gruppenarbeit.

– �Fundierte Kenntnisse und Kompetenzen in interkultureller 
Kommunikation.

– �Hohe Sensibilität für die Problemlagen der jungen Flüchtlinge, 
aus ihren Herkunftsländern und deren spezifische Belas-
tungssymptome.

– �Die Fähigkeit Ressourcen der jungen Heranwachsenden zu 
erkennen und sich flexibel auf unterschiedliche Niveaus und 
Motivationen einzulassen, um möglichst passgenaue, kreative 
Lösungsansätze zu entwickeln.

– �Die Befähigung den Verselbständigungsprozess durch Moti-
vationsarbeit zu entwickeln, begleiten und zu steuern.

– �Kenntnisse in Freizeit- und Erlebnispädagogik.

4.2 Pädagogische Hilfskräfte
Neben dem Fachpersonal werden pädagogische Hilfskräfte 
eingesetzt, um im Schichtdienst von Montag bis Donnerstag 
den Zeitraum von 15.30 Uhr bis 24.00 Uhr sowie den Zeitraum 
von Freitag 15:30 Uhr durchgehend bis Sonntag 24:00 Uhr ab-
zudecken. Um der hohen Bewohnerzahl des Wohnprojekts 
gerecht zu werden und ein kooperatives Zusammenleben zu 
fördern, ist eine doppelte Besetzung mit pädagogischen Hilfs-
kräften pro Stockwerk vorgesehen. Daraus ergibt sich ein ge-
samter Personalbedarf an pädagogischen Hilfskräften von 
16,5 VZÄ. Die Einwertung orientiert sich am TVöD E 4. 
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Die pädagogischen Hilfskräfte übernehmen zum einen objekt-
bezogene Aufgaben zur Sicherheit und Prävention. Darunter 
ist folgendes zu verstehen:  
– �Einhaltung und Überprüfung der Hygiene- und Sauberkeits-

standards. 
– �Durchführung ordnungsgemäßer Brandschutzrundgänge 

entsprechend der geltenden Standards und Leistung sofor-
tige Abhilfe bei Missständen.

– �Kontrolle der Unterkunft auf Gefahrenquellen im Rahmen  
regelmäßiger Rundgänge und ggf. Abhilfe.

– �Feststellung und Weiterleitung von Reparaturbedarfen.
– �Durchführung notwendiger Kleinstreparaturen bei Schäden 

und Mängeln, ggf. Sicherung des Schadenortes.
– �Überwachung der Einhaltung der Hausordnung und hausin-

terner Regeln im Auftrag der Einrichtungs- und Teamleitung. 
– �Erforderlichenfalls Durchführung von Zimmerkontrollen.
– �Ansprechpartner für den Reinigungsdienst und Kontrolle der 

Leistungserbringung.  

Zum anderen sind sie mit Betreuungsaufgaben betraut, um 
die pädagogischen Fachkräfte zu unterstützen und ihnen zu-
zuarbeiten. In Abwesenheit der Fachkräfte werden folgende 
Aufgaben zusätzlich wahrgenommen:
– �Aufnahme von Themen und Informationen der Bewohner 

und Verweis auf die Fachkräfte.
– �Betreuung und Beratung in Krisensituationen.
– �Deeskalierendes Auftreten bei Konflikten und Ansprechpart-

ner für die Bewohner in Notfallsituationen. Ggf. Anforderung 
externer Unterstützung (Polizei, Rettungsdienst usw.).

– �Unterstützung der Bewohner bei der Wohnungs- und Arbeits-
suche.

– �Unterstützung bei der Freizeitgestaltung.
– �Ansprechpartner für die Nachbarschaft bei Beschwerden.

In Anwesenheit der Fachkräfte:
– �Begleitung zu ärztlichen Notdiensteinrichtungen.
– �Unterstützung bei Übersetzungen.
– �Hilfestellung in Angelegenheiten des Wohnens, bei Briefen 

von Behörden, bei Rechnungen, 
– �Weitergabe themenspezifischer Informationen. 
– �Durchführung von Gruppen- und Einzelbetreuung bei Lernen/

Hausaufgaben/Schularbeiten/Spracherwerb.
– �Durchführung von Freizeitmaßnahmen. 
– �In Einzelfällen Begleitung zu Behörden oder Arztterminen.
– �Weitergabe von Adressen von Ärzten und Institutionen.
 
Unabhängig vom Aufgabenfeld werden die Tätigkeiten über 
das Schichtbuch oder schriftlicher Nachricht für die Einrich-
tungs- und Teamleitung sowie die Fachkräfte dokumentiert. 

4.3 Einrichtungs- und Teamleitung
Die Leitungsaufgaben umfassen zum einen die Einrichtungs-
führung, zum anderen die Teamleitung des pädagogischen 
Fachteams (9,75 VZÄ) und des Teams der pädagogischen 
Hilfskräfte (16,5 VZÄ). Für diesen Aufgabenbereich sind 2 VZÄ 
Einrichtungs- und Teamleitungen vorgesehen. Jedes Team  
erhält eine Leitungsstelle mit 1,0 VZÄ, wobei die Leitung der 
pädagogischen Fachkräfte die Gesamtleitung und die der pä-
dagogischen Hilfskräfte die stellvertretende Leitungsstelle 
übernimmt. Die Einwertung orientiert sich am TVöD SuE 17 
bzw. E 11. Das Leitungsteam soll mit mindestens einer Sozial-
pädagogin / Sozialpädagogen (Diplom, Master oder Bachelor 
Soziale Arbeit) besetzt werden. Die Anerkennung eines abge-
schlossenen vergleichbaren Studiengangs kann nach vorheri-
ger Einzelfallbewertung und dem Nachweis von weitreichen-
den Zusatzqualifikationen im Bereich Soziale Arbeit bzw. 
einschlägige Berufserfahrung in der Betreuung von unbeglei-
teten Flüchtlingen erfolgen.

4.3.1 Leitungsaufgaben
Die Leitungen verantworten die personelle, organisatorische 
und fachliche Führung des pädagogischen Fachkräfteteams 

und des pädagogischen Hilfskräfteteams. Im Rahmen der in-
ternen Leitungsvorgaben des freien Trägers kommen sie ihrer 
Fürsorgepflicht nach und fördern, fordern, motivieren sowie 
unterstützen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrer all-
täglichen Arbeit. Dies gewährleisten sie unter anderem durch 
die Kontrolle der Einhaltung von Dienstpflichten, durch Sicher-
stellung der Einarbeitung neuer Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, Planen und Umsetzen von Personalentwicklungs- und 
Fortbildungsmaßnahmen zur Entwicklung bzw. Erhaltung von 
Leistungspotenzialen.

4.3.2 Einrichtungsführung
Wie bereits beschrieben, sind in der Einrichtung Modul 2 in 
der Schertlinstraße 8 insgesamt 156 Bettplätze sowie Gemein-
schaftsräume geplant. Zusätzlich sind Lagerräume, Wasch- 
und Trockenräume vorgesehen.
Im Rahmen der Einrichtungsführung müssen die o.a. Räume, 
die Büro- und Sozialräume des Trägers sowie die Gemein-
schaftsflächen gereinigt und instandgehalten werden.

Zusätzlich fallen folgende Aufgaben an:
– �Belegungsplanung und Begleitung des Aufnahme- und Be-

endigungsprozedere in Abstimmung mit dem Sozialreferat / 
Amt für Wohnen und Migration. 

– �Überwachung der Ein- und Auszüge sowie Schlüsselverwal-
tung.

– �Ausübung des Hausrechts.
– �Zugangskontrolle und Kontrollgänge im Gebäude.
– �Annahme von Post und Paketen.
– �Instandhaltung der Wasch-/Trocken- und Gemeinschafts-

räume.
– �Durchführung kleinerer Wartungs- und Reparaturmaßnah-

men.
– � und Überwachung der technischen Anlagen (Heizung, Fahr-

stuhl etc.).
– �Sicherheitsprüfungen (Rauchmelder, Fluchtbeschilderung 

usw.).
– �Förderung des ökologischen Handelns der Bewohnerinnen 

und Bewohner.
– �Enger Austausch mit Nachbarn sowie Konfliktmanagement 

bei Bedarf.
– �Enger Austausch mit den Berufsschulen als unmittelbarer 

Nachbar.
– �Enge Kooperation mit allen sozialen Einrichtungen, die im 

Jungen Quartier Obersendling verortet sind.
– �Begleitung des bürgerschaftlichen Engagements.

5. Nachsorge in Form einer Übergangsbegleitung
Zur nachhaltigen Sicherung des neu bezogenen Wohnraums 
wird ein Angebot der Übergangsbegleitung eingerichtet. Hier 
werden beispielhaft die verschiedenen Tätigkeitsfelder der 
Übergangsbegleitung beschrieben. Diese sind individuell auf 
den einzelnen Bedarfsfall abzustimmen.

Kapazität und Zielgruppe
Im Rahmen der Übergangsbegleitung müssen ohne Zuschal-
tung weiterer Personalkapazitäten Personen betreut werden, 
die aus dem Wohnprojekt in eine eigene Wohnung ziehen, bis 
eine Übergabe an einen anderen Fachdienst erfolgt ist oder 
bis der Fall abgeschlossen ist, weil kein Hilfebedarf mehr be-
steht. Das Angebot der Übergangsbegleitung richtet sich an 
ehemalige Bewohner, die aus der Einrichtung kommen und 
nun in eine eigene Wohnung ziehen und die einen weiteren  
Betreuungsbedarf aufweisen, um selbstständig im eigenen 
Wohnraum zurechtzukommen.

Ziel und Dauer der Hilfe
Im Rahmen der Nachsorge ist die dauerhafte Aufrechterhal-
tung des Mietverhältnisses anzustreben. Bei Bedarf nutzt der 
Haushalt Angebote und Maßnahmen ambulanter und stationä-
rer Einrichtungen und Dienste. Die Dauer der Nachsorge ist 
fallabhängig und kann für bis zu sechs Monate gewährt werden.
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Standards der Übergangsbegleitung
– �Beratungsgespräche in neuer Wohnform der Person bei Be-

darf sowie schnellstmögliche Vermittlung an Fachdienst mit 
intensiveren Betreuungsmöglichkeiten.

– �Die Teilnahme an der Übergangsbegleitung erfolgt auf frei-
williger Basis. Entscheidet sich ein Bewohner gegen die 
Nachsorge, so wird die Betreuung durch die Fachkraft be-
endet und auf die Unterstützung im Sozialbürgerhaus ver-
wiesen.

– �Sollte innerhalb der ersten zwei Monate nach Auszug eine 
Nachsorge gewünscht werden, so ist dem Bewohner diese 
zuzugestehen, auch wenn sie zunächst abgelehnt wurde.

– �Nach drei Monaten der Überprüfung des weiteren Unterstüt-
zungsbedarfs und fristgerechte Beendigung nach sechs 
Monaten. Wenn darüber hinaus Unterstützungsbedarf be-
steht, so ist die Person an einen geeigneten Fachdienst zu 
übergeben. 

– �Zieht der Haushalt aus der Unterbringung in eine Einrichtung 
der freien Träger, der Zentralen Wohnungslosenhilfe, eine 
KomProB-Wohnung oder in ein Objekt „Wohnen für alle“ 
(WAL), gibt es kein Angebot der Übergangsbegleitung, es 
erfolgt lediglich eine Übergabe an den nachfolgenden Sozial-
dienst. 

– �Gefährdungsfälle: Ist bei Beendigung der Übergangsbeglei-
tung durch den freien Träger bekannt, dass ein Fall der Er-
wachsenengefährdung vorliegt, so erfolgt eine entsprechende 
Übergabe und Meldung des Falls an die zuständige Bezirks-
sozialarbeit.

6. Leistungsumfang und Personalausstattung
6.1 Übergeordnete Leistungen, Einrichtungs- und Team-
führung
Die Leistungen der Einrichtungs- und Teamleitung orientieren 
sich an den unter Ziffer 4.3 aufgeführten Aufgabenbereichen. 
Folgende allgemeine Leistungen sind außerdem zu erbringen: 
– �Korrespondenz mit Ämtern und Behörden.
– �Allgemeine Verwaltungstätigkeiten.
– �Dokumentation.
– �Jährliche Erstellung eines Leistungsberichts inklusive Jahres-

statistik.
– �Teilnahme an allen relevanten Gremien und Arbeitskreisen.
– �Öffentlichkeitsarbeit.

6.2 Personenbezogene Leistungen
Die personenbezogenen Leistungen orientieren sich ebenfalls 
an dem unter Ziffer 3. und 4. skizzierten Betreuungskonzept 
eines Wohnprojekts und den genannten Aufgaben der päda-
gogischen Fachkräfte und pädagogischen Hilfskräfte.

6.3 Personalausstattung Betreuung
Vom Bewerber wird erwartet, dass zur Erfüllung der Leistun-
gen für die Betreuung folgende Personalausstattung vorge-
halten wird:
	
voraussichtlich ab 01.07.2019 mit Start von Modul 2 (aufgrund 
von Bauverzögerungen kann es zu einem späteren Start kom-
men):
	
– �2 VZÄ Einrichtungs- und Teamleitung in S 17 TVöD SuE
– �9,75 VZÄ Sozialpädagogik in S 12 TVöD SuE
– �16,5 VZÄ Pädagogische Hilfskräfte in E 4

7. Rahmenbedingungen
7.1 Kosten der Erstausstattung
Für die Beschaffung der Erstausstattung für das Betreuungs-
angebot und Büroräume (Büromöbel, PC, Telefon, Ausstattung 
der Gruppenräume) ist der Träger zuständig.
Sofern infrastrukturell möglich, hat der Träger dafür Sorge zu 
tragen, dass die Gemeinschaftsräume über W-LAN verfügen. 
Ein Angebot bzw. eine Kostenkalkulation für W-LAN in den 
Gemeinschaftsräumen ist in Anlage 3 aufzuführen.

Die Kosten für die Erstausstattung der Gemeinschaftsräume, 
Büroausstattung und Versorgung der Gemeinschaftsräume 
mit W-LAN werden per einmaligen Investitions-kostenzuschuss 
durch die LHM vorfinanziert. Die Höhe dieser Umlage wird im 
Auswahlbeschluss festgelegt. Für den Träger entstehen hier 
keine unmittelbaren Mehrkosten. Im Rahmen der Bewerbung 
müssen die geplanten Anschaffungen und die damit verbun-
denen Kosten sowohl für die Betreuungsbüros/Betreuungs-
räume als auch für die Einrichtungsführung detailliert darge-
stellt werden. Hierfür ist Anlage 3 zu verwenden.

Insgesamt werden vorbehaltlich baulicher Änderungen 11 Bü-
ros (ca. 20 m²) mit je einem  Arbeitsplatz zur Verfügung stehen. 
Es wird empfohlen mit drei weiteren mobilen  Arbeitsplätzen 
zu kalkulieren. Darüber hinaus soll der Träger vorbehaltlich 
baulicher Änderungen acht Aufenthaltsräume (ca. 20 m²) ge-
mäß der Zielgruppenbedarfe für Freizeit- und Maßnahmennut-
zung ausstatten und beplanen. Hierfür ist ebenfalls Anlage 3 
zu verwenden.    

Die Erstausstattung der Zimmer erfolgt über den Träger. Die 
Kosten für die Erstausstattung der Zimmer wird über den 
städtischen Zuschuss der LHM finanziert. Jedes Zimmer ist 
bereits mit einer Bettempore ausgestattet. Jedes Zimmer ist 
mit folgenden Einrichtungsgegenständen auszustatten: 

– �1 Matratze (90 cm x 200 cm x 8 cm)
– �1 Kissen und 1 Bettdecke
–  �je 2x Kissen- und Deckenbezüge sowie Spannbetttücher 
– �1 Schrank (mindestens 90 cm breit und 180 cm hoch)
– �1 Tisch (mindestens 90cm x 90 cm)
– �1 Stuhl
– �1 Kühlschrank für eine Person (ca. 120 Liter)

Der Träger hat einen adäquaten Vorrat an Erstausstattung 
vorzuhalten. Bei Auszug von Bewohnern sind die Einrich-
tungsgegenstände auf ihre Funktionstüchtigkeit zu prüfen und 
bei Bedarf zu ersetzen. Matratzen, Kissen, Decken und Bett-
wäsche müssen bei Auszügen entsorgt und bei Neueinzügen 
frisch bereitgestellt werden. Die Anschaffungen für Erstaus-
stattung und Ersatzausstattung für die Zimmer und die damit 
verbundenen Ausgaben müssen in einer Kostenkalkulation 
dargestellt werden. Hierfür ist Anlage 3 zu verwenden.

7.2 Zuschuss und Kosten der Einrichtungsführung und 
der Betreuung
Die Mittelvergabe für die Einrichtungsführung und Betreuung 
erfolgt für die ersten drei Jahre (2019 bis 2021) im Rahmen ei-
nes Bewilligungsbescheides entsprechend den Richtlinien der 
Landeshauptstadt München über die Vergabe von Zuwendun-
gen (vgl. hierzu die Richtlinien für die Gewährung von Zuwen-
dungen der Landeshauptstadt München / Sozialreferat). Ab 
2022 bis zum Ende der Nutzungsdauer ist eine vertragliche 
Regelung möglich. Ein Anspruch darauf besteht jedoch nicht. 
Die Landeshauptstadt München behält sich vor, jährlich eine 
Bedarfsermittlung durchzuführen, um festzustellen, inwieweit 
noch Unterbringungsbedarf für die Zielgruppe besteht. Sollte 
kein Unterbringungsbedarf mehr bestehen, wird die Mittelver-
gabe zum 01.03., 01.06., 01.09. oder 01.12. eines Jahres ein-
gestellt. Der Träger wird darüber spätestens sechs Monate im 
Voraus schriftlich informiert. 

Für die Kosten der Einrichtungsführung und Betreuung steht in 
2019 ein Betrag in Höhe von maximal 1.583.970,-- € zuzüglich 
Personalnebenkosten (24.339,-- €), Maßnahmekosten 
(10.000,-- €), sonstigen Sachkosten (9.500,-- €) und zentralen 
Verwaltungskosten (154.642,-- €) zur Verfügung. Der maxima-
le Betrag beläuft sich auf 1.782.451,-- €. 
Der Anspruch auf zentrale Verwaltungskosten wird auf Antrags-
stellung des Trägers geprüft. 
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Basierend auf dieser Grundlage ist der beiliegende detaillierte 
dreijährige Kosten- und Finanzierungsplan auszufüllen (Anla-
ge 3).

Durch eventuelle Änderungen bei den Bettplatzkapazitäten 
können sich noch geringfügige Änderungen beim Personal-
schlüssel und folglich bei den Kosten ergeben.

7.3 Kooperationsvereinbarung
Ziel des Jungen Quartiers Obersendling ist es, ein Integrati-
onszentrum für Bildung, Ausbildung, Beratung, jungendkultu-
relle Angebote und Unterbringung von Menschen mit Flucht-
hintergrund zu realisieren. Um diesen Gedanken zu fördern, 
verpflichtet sich jeder Träger zu Kooperationsvereinbarungen 
mit allen anderen freien Trägern, die im Jungen Quartier 
Obersendling tätig sind. 

8. Auswahlverfahren
Die Bewerbungen werden von einer Bewertungskommission 
des Sozialreferates geprüft. Es wird ein Vergleich der Angebo-
te vor allem nach den Bewertungskriterien Fachlichkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Eignung der Bewerber vorgenommen. Das 
Ergebnis des Auswahlverfahrens wird dem Stadtrat der Lan-
deshauptstadt München (Sozialausschuss) voraussichtlich im 
Frühjahr 2019 in einer nicht-öffentlichen Sitzung zur Entschei-
dung vorgelegt.

9. Auswahlkriterien
Insbesondere werden folgende fachliche Bewertungskriterien 
ausschlaggebend sein:

– �Legen Sie Ihre Erfahrungen in der Führung und Betreuung 
von Einrichtungen mit Personen mit Fluchthintergrund dar 
(Gewichtung 2-fach).

– �Stellen Sie Ihre Kenntnisse der örtlichen Infrastruktur dar. 
Gehen Sie dabei besonders auf die Vernetzung im Münch-
ner Hilfesystem wie Flüchtlings- und Integrationsberatung, 
Jugendmigrationsdienste, Pädagogische Hilfen für unbe-
gleitet minderjährige Flüchtlinge, Traumabewältigung und 
Gesundheitsfürsorge, berufliche Orientierung für Heran-
wachsende ein. Erfahrungen in der sozialraumorientierten 
Arbeit im Stadtbezirk 19 Thalkirchen – Obersendling – Fors-
tenried – Fürstenried – Solln sind vorteilhaft (3-fache Ge-
wichtung). 

– �Legen Sie ihre Erfahrungen und Fachkenntnisse in der Ar-
beit mit unbegleiteten heranwachsenden Flüchtlingen dar. 
Gehen Sie besonders auf deren spezifische Problemlagen 
und Herausforderungen ein und explizieren Sie an einem 
gewählten Beispiel die Moderation einer solchen Herausfor-
derung (Gewichtung 3-fach).  

– �Ein bedeutender Fokus der Beratungs- und Betreuungsarbeit 
sind die persönliche  Stabilisierung, Unterstützung bei Iden-
titätsbildung, Verfestigung von Selbständigkeit und Selbst-
verantwortung, Stabilisierung und Begleitung der verschiede-
nen Integrationsprozesse in Alltag, Gesellschaft und Beruf. 
Präsentieren Sie Formen von ineinandergreifenden Unter-
stützungsformen bezüglich dieser Ziele  (Gewichtung 
3-fach).

– �Explizieren Sie aufbauend auf den im vorhergehenden Punkt 
genannten Beratungs- und Betreuungsfokus eine Strategie 
der Nachsorge bzw. Übergangsbegleitung in den regulären 
Wohnraum (Gewichtung 2-fach).

– �Konfliktdynamiken sind Bestandteil menschlichen Zusam-
menlebens. Legen Sie Erfahrungen und Konzepte zum Kon-
fliktmanagement und Deeskalationsstrategien dar. Berück-
sichtigen Sie dabei auch Methoden der interkulturellen 
Kommunikation (Gewichtung 1-fach).

– �Legen Sie zudem Ihre Erfahrungen in der konkreten, engen 
Zusammenarbeit mit Kooperationspartnern im Jungen 
Quartier Obersendling (z.B. gemeinsame Raumnutzung, 
Umgang mit Konflikten aufgrund Verhaltens der Klientel, 
etc.) dar (Gewichtung 1-fach).

– �Legen Sie zudem Strategien der aktiven Kontaktaufnahme 
und Motivationsarbeit der Fachkräfte mit der Zielgruppe dar 
(Gewichtung 2-fach). 

Darüber hinaus wird bei der Bewertung die Wirtschaftlichkeit 
des Angebots von Bedeutung sein. Bei der Auswahl des Trä-
gers werden Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit im Zusammen-
hang mit dem Umfang und der Qualität des Leistungsangebo-
tes sowie der Kostentransparenz und ggf. der Einsatz von 
Eigenmitteln beurteilt und berücksichtigt. 

– �Legen Sie deshalb ein Gesamtangebot inklusive Kosten der 
Erstausstattung vor (Gewichtung 3-fach).

– �Berücksichtigen Sie dabei den Einsatz von Eigenmitteln 
(Gewichtung 2-fach)

Bei der Auswahl des Trägers werden die fachlichen Kriterien 
in Bezug auf die Aufgabenerfüllung höher bewertet als die 
sonstigen Kriterien.

Die Scientology-Erklärung ist unterschrieben der Bewerbung 
beizufügen.

10. Bewerbungsmodalitäten
Die Bewerbungsunterlagen können bei der Landeshauptstadt 
München, Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration, S-III-
MF/UF, Werinherstraße 89, 81541 München angefordert
werden. Für die Anforderung wenden Sie sich bitte an Herrn 
Kreiner (stefan.kreiner@muenchen.de) oder Herrn Hurler  
(mario.hurler@muenchen.de).

Darüber hinaus sind die Unterlagen abrufbar auf der Webseite 
der Landeshauptstadt München: https://www.muenchen.de/
rathaus/Stadtverwaltung/Sozialreferat/Themen/Wir-ueber-
uns/Ausschreibungen-des-Sozialreferats.html

Die Bewerbung muss spätestens bis 09.11.2018 12:00 Uhr bei 
der Landeshauptstadt München, Sozialreferat, Amt für Woh-
nen und Migration, S-III-MF/UF, Werinherstraße 89, 81541 
München schriftlich im Original im verschlossenen Briefum-
schlag eingegangen sein. Der Umschlag ist deutlich zu kenn-
zeichnen mit: Bewerbung zum Wohnprojekt für unbegleitete 
heranwachsende Flüchtlinge Junges Quartier Obersendling 
Modul 2.
Die Bewerbung kann auch persönlich oder per Boten in Zim-
mer 34.301 oder 34.302  zwischen 09:00 Uhr und 12:00 Uhr 
abgeben werden.

In der Bewerbung ist insbesondere darzulegen, dass sowohl 
die genannten Leistungsvorgaben erfüllt werden können als 
auch die Voraussetzungen vorliegen. Soweit sich ein oder 
auch mehrere Träger bewerben, welche die Anforderungen 
nicht optimal erfüllen, ist es möglich, das Verfahren aufzuhe-
ben und ggf. gezielt zu vergeben. 

Zur Bewerbung sind die entsprechenden Formulare zu ver-
wenden. Das vorgegebene Bewerbungsraster und die Schrift-
größen sind einzuhalten. Insgesamt darf die Bewerbung  
(ohne Kosten- und Finanzierungsplan und weitere Anlagen)  
10 DIN A 4 Seiten nicht überschreiten. Die Nichteinhaltung der 
Begrenzung des Bewerbungsumfangs auf 10 DIN A 4 Seiten 
in Arial 11 führt automatisch zum Ausschluss. 

München, 10. Oktober 2018	 Amt für Wohnen und Migration
		�  Wohnen und Betreuen von un-

begleiteten, minderjährigen und 
heranwachsenden 			
Flüchtlingen

		  S-III-MF/UF
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Bekanntmachung und Auswahl von Trägerschaften
für bezuschusste soziale Einrichtungen
Gleisharfe WA 9
Haus für Kinder
Sammy-Drechsel-Straße 30
Haus für Kinder

Die Landeshauptstadt München beabsichtigt, die Trägerschaft 
für städtische Bauten an freigemeinnützige und sonstige Trä-
ger zum Betrieb von anerkannten und genehmigten öffentlichen 
Kindertageseinrichtungen, zu übertragen:

–	 Gleisharfe WA 9
Aubing-Lochhausen-Langwied (22)
24 Plätze für Kinder unter 3 Jahren und
50 Plätze für Kinder ab 3 Jahren bis zum Schuleintritt
integriert in einem Wohnbaugebiet
Mehrzweckraum
Fertigstellgung geplant Frühjahr 2019

–	 Sammy-Drechsel-Straße 30
Ramersdorf-Perlach (16)
36 Plätze für Kinder unter 3 Jahren und
75 Plätze für Kinder ab 3 Jahren bis zum Schulein-
tritt 
integriert in einem Wohnbaugebiet 
im gleichen Gebäude befindet sich eine offene Ein-
richtung 
für Jugendliche und Heranwachsende
Mehrzweckraum und Photovoltaikanlage
Fertigstellung geplant September 2019

Die Landeshauptstadt München steht in der Verantwortung, 
den Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung zu erfüllen. 
Der Geschäftsbereich KITA im Referat für Bildung und Sport 
behält sich deshalb vor, für die Erstbelegung von neu überlas-
senen städtischen Einrichtungen, Vorgaben hinsichtlich der 
Altersstruktur und Platzvergabe zu machen.

Der Geschäftsbereich KITA kann fordern, dass Kindergarten-
plätze in neuen Einrichtungen im Rahmen der Erstbelegung 
vorrangig mit 2-Jährigen belegt (maximal 12 Krippenkinder 
pro  Kindergartengruppe) werden und, dass sobald eines die-
ser Kinder das 3. Lebensjahr vollendet, der hierdurch gewon-
nene Platz bis zur vollen lt. Betriebserlaubnis und Vertrag zu-
gelassenen Gruppenstärke mit Kindern der Altersgruppe der 
3-6-jährigen gemäß Satzung unverzüglich nachbelegt wird. 
Hortplätze in neuen Einrichtungen können im Rahmen der 
Erstbelegung vorrangig mit Kindern im Jahr vor der Einschu-
lung belegt werden.
Unabhängig davon führt die KITA-Elternberatung zunächst 
alle Vormerklisten für die ausgeschriebenen Kindertagesein-
richtungen. 
Der Träger ist verpflichtet diese Vormerklisten für die Auswahl 
zu übernehmen. 
Die Krippenplätze und Kindergartenplätze sind entsprechend 
dieser Liste zu vergeben, bei der Erstvergabe sind die dem 
Träger von der KITA Elternberatung bezeichneten Kinder im 
Krippen- und Kindergartenalter aufzunehmen. Einzelne Krip-
pen- oder Kindergartenkinder können auch noch im Lauf des 
ersten Jahres nach Inbetriebnahme von der KITA-Elternbera-
tung zur Aufnahme zugewiesen werden. 
Der Träger darf bis zum Ablauf von 12 Monaten nach der In-
betriebnahme nur dann Zusagen hinsichtlich der Aufnahme 
von Krippen- und Kindergartenkindern erteilen, wenn die 
KITA- Elternberatung vorher der Platzvergabe zugestimmt hat

Wir bitten um Beachtung folgender, aktuell gültiger Bedingun-
gen:

– �Ein Antrag auf die Münchner Förderformel muss bei Ab-
schluss eines Vertrages zur Betriebsträgerschaft bei der 

Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und Sport, 
Geschäftsbereich KITA gestellt werden. Die Gewährung der 
Zuwendungen kann ab dem Monat der Antragstellung erfol-
gen, in dem die Fördervoraussetzungen erfüllt sind. 

– �Die Höhe des Betriebskostenzuschusses richtet sich nach 
der Münchner Förderformel (Zuschussrichtlinie, in der je-
weils geltenden Fassung), Sie können sich unter dem Link: 
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Refe-
rat-fuer-Bildung-und-Sport/Kindertageseinrichtungen/mu-
enchner-foerderformel/vorschriften-und-dokumente.html 
über die Münchner Förderformel sowie über die geltenden 
Beschlüsse u.s.w., informieren.

– �In einer Kindertageseinrichtung findet die Satzung über den 
Besuch der Kinderkrippen und Häuser für Kinder, Kinder-
gärten und Horte der Landeshauptstadt München (Kinder
tageseinrichtungssatzung) Anwendung. Hinsichtlich der  
Entgelte sind die Regelungen in der Münchner Förderformel, 
Zuschussrichtlinie Punkt 3.11 und 3.12 .i.V.m. den jeweils 
geltenden Voraussetzungen des Faktors eallg, zu beachten 
mit der Maßgabe, dass die Höchstbeträge für die Inanspruch-
nahme der jeweiligen Buchungsstufe in der jeweiligen Nut-
zungs- und Besuchsart gemäß der Gebühren der städtischen 
Kindertageseinrichtungsgebührensatzung in der jeweils gel-
tenden Fassung nicht überschritten werden dürfen. Die je-
weils nach der Münchner Förderformel zulässigen Entgelte 
errechnen sich auf der Basis dieser Obergrenze.

– �Die Vergütung des Personals muss gem. den Vorgaben der 
Zuschussrichtlinie zur Münchner Förderformel, in der jeweils 
geltenden Fassung, erfolgen.

– �Die Überlassung erfolgt miet- und pachtfrei.

– �Der Träger darf keine Reduzierung seines bisherigen Platz-
angebotes im jeweiligen Stadtbezirk - wenn vorhanden - 
vornehmen. Es muss gewährleistet sein, den Bedarf, der 
aus der neuen Wohnbebauung entsteht, zu decken.

Falls Sie Interesse haben sich zu bewerben, bitten wir Sie, 
Ihre Interessenbekundung schriftlich, bitte bis spätestens 
24.10.2018 – es gilt das Datum des Eingangs bei der LHM – 
an die Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und 
Sport, Geschäftsbereich KITA, Abteilung Koordination und 
Aufsicht Freie Träger, Trägerauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München oder per E-Mail an tav.ft.kita.rbs@
muenchen.de zu senden. Sie erhalten dann die Bewerbungs-
formulare per E-Mail. 
Bitte vergessen Sie nicht bei Abgabe Ihrer Interessenbekun-
dung auch Ihre aktuelle E-Mail-Adresse anzugeben. Für die 
Bewerbung im Trägerauswahlverfahren sind ausschließlich die 
vorgegebenen Unterlagen zu verwenden.
Zur Sicherstellung einer fristgerechten Abgabe dient der 
Briefkasten am Rathaus – Marienplatz der LHM.  
(Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau abgestempelt.)

Die Bewerbungsformulare beinhalten: 
1. Das Vorblatt zum Bewerbungsformular
2. Das Bewerbungsformular
Beide Formulare werden elektronisch ausgefüllt und anschlie-
ßend ausgedruckt. 
Das Bewerbungsformular ist zu unterschreiben. Das ausge-
füllte Bewerbungsformular, ohne Vorblatt, sollte insgesamt 
nicht mehr als 10 DIN A 4 Seiten umfassen. 

Ausschlusskriterien:
1. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs der Interessenbekundung wurde nicht 
eingehalten.
2. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs und der Umfang der Bewerbungsun-
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terlagen wurden nicht eingehalten. 
3. Ausschlusskriterium 
Es ist hier insbesondere ausreichend darzulegen, dass die 
Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis für den Betrieb 
der jeweiligen Kindertageseinrichtung gemäß § 45 SGB VIII 
erbracht und die genannten Bedingungen erfüllt werden kön-
nen. (Siehe Vorgaben der Anlage 3 des Beschlusses zum 
„Start zur stufenweisen Einführung der MFF,, vom 26.01.2011 
und die Vorgaben des Beschlusses „Weiterentwicklung der 
Münchner Förderformel“ vom 14.12.2011.) 

Die vollständige Bewerbung muss bis spätestens 23.11.2018 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und 
Sport, Geschäftsbereich KITA, Abteilung Koordination und 
Aufsicht Freie Träger, Trägerauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München, in der genannten Form in Papier und 
unterschrieben per Post eingegangen sein. Es gilt das Datum 
des Eingangs bei der LHM. Zur Sicherstellung einer fristge-
rechten Abgabe dient der Briefkasten am Rathaus am Marien-
platz der LHM. (Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau ab-
gestempelt.)

Folgende Kriterien werden für die Bewertung/Gewichtung
zugrundegelegt:
– �Pädagogik (Gewichtung Faktor 1,25)
– �Querschnittsaufgaben wie Integration, Inklusion, Gender

thematik (Gewichtung Faktor 1,00)
– �Gesundheitsförderung (Gewichtung Faktor 0,75)
– �Sozialraumorientierung (Gewichtung Faktor 0,75)
– �Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern (Gewich-

tung Faktor 0,50)
– �Organisationsstruktur und qualitätssichernde Maßnahmen 

(Gewichtung Faktor 0,50)
– �Finanzplan (Gewichtung Faktor 0,25)
– �Darstellung zur besonderen Eignung

Für weitere Auskünfte zum Ausschreibungsverfahren wenden 
Sie sich bitte an Tel. 089 / 233-84732, Tel. 089 / 2 33-8 4242 
oder per E-Mail: tav.ft.kita.rbs@muenchen.de.
Für Auskünfte zur Fachplanung - für die ausgeschriebenen 
Einrichtungen – erreichen Sie die zuständigen Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartner der Abteilung Zentrales Immo-
bilienmanagements im Referat für Bildung und Sport, per  
E-Mail, unter: zim.rbs@muenchen.de.

München, 10. Oktober 2018	 Referat für Bildung und Sport
		  Geschäftsbereich Kita
		�  Koordination und Aufsicht 

freie Träger

Allgemeinverfügung nach § 6 Abs. 10 Düngeverordnung
Vollzug der Verordnung über die Anwendung von Dünge-
mitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzen-
hilfsmitteln nach den Grundsätzen der guten fachlichen 
Praxis beim Düngen (Düngeverordnung – DüV)
vom 26.Mai 2017

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Pfaffen-
hofen – Sachgebiet L 3.2 – Fach- zentrum Agrarökologie erlässt 
als zuständige Behörde (Art. 4 ZuVLFG) gemäß § 6 Abs. 10 
Düngeverordnung folgende

Anordnung

Die Sperrfrist für die Ausbringung von Düngemitteln mit wesent-
lichen Gehalten an Stickstoff, ausgenommen Festmist von 

Huftieren oder Klauentieren oder Komposte, wird abweichend 
von § 6 Abs. 8 Satz 1 Düngeverordnung

auf Grünland, Dauergrünland und Ackerland mit mehrjährigem 
Feldfutterbau (Aussaat spätestens 15.Mai 2018) der Stadt 
München

im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse im Grünland hin-
sichtlich der Verwertung von Nährstoffen aus flüssigen Wirt-
schaftsdüngern festgelegt auf die Zeit vom

15. November 2018 bis einschließlich 14. Februar 2019

Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Düngeverordnung 
unberührt. Dies gilt insbesondere für das Verbot, Düngemittel 
auf überschwemmten, wassergesättigten, gefrorenen oder 
mit Schnee bedeckten Böden auszubringen.

Pfaffenhofen, 01. Oktober 2018	� Amt für Ernährung,  
Landwirtschaft und Forsten

		  Sachgebiet L 3.2  
		  Fachzentrum Agrarökologie

Bürgerversammlung des 20. Stadtbezirkes – Hadern
am 16.10.2018

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 20 – Hadern teile 
ich mit, dass am Dienstag, den 16.10.2018 um 19.00 Uhr in 
der Turnhalle Mittelschule an der Blumenauer Straße 11,
80689 München, die Bürgerversammlung des 20. Stadtbezir-
kes – Hadern stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung werde ich übernehmen.

Josef Schmid
2. Bürgermeister

Bürgerversammlung des 10. Stadtbezirkes – Moosach
am 18.10.2018

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 10 – Moosach teile 
ich mit, dass am Donnerstag, den 18.10.2018 um 19.00 Uhr in 
der Aula des Schulzentrums an der Gerastraße 6, 80993 Mün-
chen, die Bürgerversammlung des 10. Stadtbezirkes – 
Moosach stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Herr Stadtrat Alexander Reissl übernehmen.

Dieter Reiter	
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des 3. Stadtbezirkes - Maxvorstadt 
am 18.10.2018

ln Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 3 – Maxvorstadt 
teile ich mit, dass am Donnerstag, den 18.10.2018 um 19.00 Uhr 
im Sophiensaal des Bayerischen Landesamtes für Steuern, 

Amtsblatt_28.indd   397 08.10.18   11:36



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 28/2018

398

Sophienstraße 6, 80333 München, die Bürgerversammlung 
des 3. Stadtbezirkes – Maxvorstadt stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Stadträtin Dr. Evelyne Menges übernehmen.

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Bekanntmachung

Die Sterbe-Unterstützungs-Vereinigung der Beschäftigten der 
Stadt München veranstaltet am Donnerstag, den 25.10.2018 
um 16.15 Uhr im Multifunktionsraum des Personal- und Orga-
nisationsreferates  (Erdgeschoss), Rosenheimer Straße 118,
81669 München, eine Mitgliederversammlung  zur Wahl von 
Mitgliedervertretern (§§15, 16 der Satzung).

München, 20. September 2018	� Sterbe – Unterstützungs – 
Vereinigung

		  der Stadt München

Nichtamtlicher Teil

Compliance für den Mittelstand. Hrsg. von Peter Fissene-
wert. - 2. Aufl. - München: Beck, 2018. XXVIII, 296 S. 
ISBN 978-3-406-69417-2; € 69.- 

Compliance bedeutet die in der Verantwortung der Unterneh-
mensleitung liegende Einhaltung von Gesetzen und unterneh-
mensinternen Richtlinien. Verstöße können strafrechtliche  
sowie wirtschaftlich nachteilige Folgen haben und den „guten 
Ruf“ eines Unternehmens beschädigen. Die Einrichtung einer 
funktionierenden Compliance-Organisation ist daher auch für 
kleine und mittelständische Unternehmen eine aktuelle Her-
ausforderung.
Dieses Werk ermöglicht eine Analyse des eigenen Unterneh-
mens, beschreibt Wege und Instrumente, um die neuralgischen 
Punkte systematisch zu erfassen und bietet umsetzbare Lö-
sungsvorschläge an.
In der Neuauflage wurde der personal- und arbeitsrechtliche 
Bereich völlig neu gestaltet und erweitert. Auch neue Themen 
um Compliance wie Ethik und Kultur finden im dem Band ihren 
Niederschlag. Das Werk ist in der Rechtsprechung, Gesetz
gebung und der Literatur auf den aktuellen Stand gebracht.

Neumann, Dirk, Ronald Pahlen, Jürgen Winkler und  
Jürgen Jabben: Sozialgesetzbuch IX - Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen. Kommentar. - 13., neu 
bearb. Aufl. - München: Beck, 2018. XXVIII, 1063 S. 
(Beck’sche Kommentare zum Arbeitsrecht; 10)  
ISBN 978-3-406-71889-2; € 109.-

Das Werk bietet eine praxisorientierte Kommentierung des 
SGB IX. Erläutert ist auch das Gesetz zur Gleichstellung behin-
derter Menschen (BGG). Darüber hinaus sind die Verordnungen 
zum Schwerbehindertenrecht kommentiert, insbesondere die 
Werkstätten-Mitwirkungsverordnung (WMVO). 
Die aktuelle Auflage ist auf Grundlage des Bundesteilhabege-
setzes weitgehend neu kommentiert. Die am 1. Januar 2020 in 
Kraft tretenden Änderungen der Eingliederungshilfe aus SGB 
XII in SGB IX werden bereits berücksichtigt. Die neuen Para-
grafen 90-150 SGB IX werden erläutert. Umfassend wird über 
das neue Vertragsrecht zwischen den Trägern der Eingliede-
rungshilfe und den Einrichtungen und Diensten der Menschen 
mit Behinderungen informiert. 
Die Rechtsprechung und Literatur ist aktuell ausgewertet und 
ein ausführliches Sachregister bietet gute Einstiegsmöglich-
keiten in die Materie.

Münchener Prozessformularbuch. - 5. Aufl. - München: 
Beck. 
Bd. 2. Privates Bau- und Architektenrecht. Hrsg. von 
Wolfgang Koeble. - 2018. XXVIII, 996 S.  
ISBN 978-3-406-70388-1; € 159.-

Der zweite Band des Münchener Prozessformularbuchs fasst 
die in der Praxis gebräuchlichen Muster zum privaten Bau-
recht zusammen. Das Werk bietet über 200 Formulare, die 
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Hilfestellung bei der Formulierung von Anträgen und Schrift-
sätzen geben. Das materielle Recht des Bauprozesses wird in 
den Anmerkungen ausführlich dargestellt. Die Bearbeitungs-
schwerpunkte zu Beginn der Formulare spiegeln in Schlag-
worten die materiell-rechtlichen und prozessualen Besonder-
heiten des jeweiligen Musters wider.
In die Neuauflage eingearbeitet ist die Reform des Bauver-
tragsrechts, das zum 1.1.2018 in Kraft trat, mit all ihren Aus-
wirkungen auf die Gestaltung von Klagemustern und Schrift-
sätzen. Zudem wurden die Neuerungen der HOAI 2013 und 
des Vergaberechts 2016 eingearbeitet. Die aktuelle Auflage ist 
um neue Formulare ergänzt. Die neue Rechtsprechung wurde 
ausgewertet.
Sämtliche Muster stehen nach einer Registrierung mit dem 
Buchcode zur individuellen Weiterbearbeitung zur Verfügung.

Saenger, Ingo: Gesellschaftsrecht. - 4. Aufl. - München: 
Vahlen, 2018. XXXVIII, 705 S. (Academia iuris: Lehrbücher 
der Rechtswissenschaft) ISBN 978-3-8006-5652-3; 
€ 34,90.

Das Lehrbuch behandelt das gesamte Gesellschaftsrecht. 
Das Gesellschaftsrecht ist wichtiger Bestandteil des Pflicht-
fachstudiums und auch für die spätere Berufspraxis von er-
heblicher Bedeutung. Einen Schwerpunkt legt der Autor auf 
das examensrelevante Recht der Personengesellschaften und 
die Internationalisierung des Gesellschaftsrechts. Die ver-
schiedenen Gesellschaftsformen werden nach dem gleichen 
Aufbau abgehandelt. Unterschiede werden so auf den ersten 
Blick deutlich. Fälle mit Lösungen ergänzen den Inhalt des 
Lehrbuchs. 
Die Neuauflage ist in Gesetzgebung, Rechtsprechung und  
Literatur aktualisiert. Der Anhang enthält ein Entscheidungs-
verzeichnis der dynamischen Rechtsprechung im Gesell-
schaftsrecht.

Stiftungsrecht. Kommentar. Von Christoph Stumpf,  
Joachim Suerbaum, Martin Schulte und Rudolf Pauli. -  
3., aktual. u. überarb. Aufl. - München: Beck, 2018. XXXIV, 
888 S. ISBN 978-3-406-72103-8; € 149.-

Der Kommentar aus der gelben Reihe des Beck-Verlages er-
läutert das komplette Stiftungsrecht. Der Band behandelt pri-
vates und öffentliches Stiftungsrecht, die landesrechtlichen 
Kodifikationen, das kirchliche Stiftungsrecht und das Stif-
tungssteuerrecht.
Klar strukturiert und übersichtlich aufbereitet sind die wesent-
lichen Themen des Stiftungsrechts dargestellt.
Nach einer ausführlichen Einleitung folgen die Abschnitte:
– �Stiftungsprivatrecht (§§ 80-88 BGB)
– �Landesstiftungsrecht mit Anerkennung, Publizität und 	

Stiftungsaufsicht einschließlich des Abdrucks aller 16 	
Landesstiftungsgesetze

– �das kirchliche Stiftungsrecht der katholischen und evangeli-
schen Kirche und der sonstigen Religionsgemeinschaften

– �Stiftungssteuerrecht, u.a. mit den einschlägigen Bestim-
mungen der AO, des EStG und des ErbStG.

Das Werk ist auf dem aktuellen Stand von Gesetzgebung und 
Rechtsprechung. Insbesondere wurden die Änderungen im 
Steuerrecht und Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz 
eingearbeitet. 

Mitbestimmungsrecht. Kommentierung des MitbestG, 
des DrittelbG, des SEBG und des MgVG. Begründet von 
Peter Hanau und Peter Ulmer. Erläutert von Mathias  
Habersack ... - 4. Aufl. - München: Beck, 2018. XXVII, 
1240 S. (Beck’sche Kurz-Kommentare; 24)  
ISBN 978-3-406-71934-9; € 149.-

Der Standardkommentar erläutert das deutsche Mitbestim-
mungsrecht. Kommentiert wird das Mitbestimmungsgesetz, 
das Drittelbeteiligungsgesetz, das Gesetz über die Beteiligung 
der Arbeitnehmer in einer Europäischen Gesellschaft (SEBG) 
und erstmals das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung 
(MgVG). Die Erläuterungen des Werkes bündeln arbeitsrechtli-
che und gesellschaftsrechtliche Fachkompetenz. Die höchst-
richterliche und instanzgerichtliche Rechtsprechung ist erfasst.
Die Neuauflage berücksichtigt u.a. die neue Rechtslage für 
die Unternehmensmitbestimmung durch die AÜG Reform  
(April 2017) und umfasst eine ausführliche Aufarbeitung des 
im Mai 2015 in Kraft getretenen Gesetzes für die gleichberech-
tigte Teilhabe von Frauen und Männern in Führungspositionen 
sowie der Aktienrechtsnovelle 2016 einschließlich des Ab-
schlussprüfungsreformgesetzes.
Ein ausführliches Stichwortverzeichnis erleichtert dem Benut-
zer den Zugang.

Hötzel, David: Virtuelle Währungen im System des deut-
schen Steuerrechts. Ein Beitrag zur Auslegung des  
(steuer-)rechtlichen Geldbegriffs. - München: Beck, 2018. 
XXXVIII, 327 S. (Steuerrecht im Rechtsstaat; 1)  
ISBN 978-3-406-72004-8; € 99.-

Der erste Band der neu aufgelegten Schriftenreihe „Steuer-
recht im Rechtsstaat“ führt in die bisher wenig untersuchte 
Thematik virtueller Währungen ein.
Im Zeitalter der voranschreitenden Digitalisierung erfahren vir-
tuelle Währungen wie Bitcoin weltweit erhebliche Aufmerk-
samkeit und Verbreitung. Dies wirft grundlegende Fragen zur 
(steuer-)rechtlichen Würdigung virtueller Währungen auf, die 
in diesem Werk in die allgemeine Rechtslehre und die ökono-
mische Geldtheorie sowie anhand der Einkommensteuer, des 
Bilanzsteuerrechts, und der Umsatzsteuer eingeordnet und 
aufgearbeitet werden.

Schulordnung für die Gymnasien in Bayern - GSO. Mit 
Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) und der Bayerischen Schulordnung (BaySchO) 
- 38. Aufl. - München: Maiß, 2018. 322 S. 
ISBN 978-3-95672-094-9; € 8,80.

Die Sachverhalte, die für alle Schularten in gleicher Weise gel-
ten, sind in einer „Bayerischen Schulordnung (BaySchO)“ zu-
sammengefasst. Die BaySchO ist zur klaren Unterscheidung 
auf farbigem Papier gedruckt.
Die schulartspezifischen Vorschriften verbleiben in der Schul-
ordnung für die Gymnasien. In der Neuauflage sind neben der 
GSO für das G 9 wieder die Schulordnung für das G 8 ein-
schließlich 15 dazugehörige Anlagen aufgenommen. Zur deut-
lichen Unterscheidung erfolgte der Abdruck der Texte zum G 8 
auf farbigem Papier.
Die Ausgabe enthält zudem den Text des Bayerischen Geset-
zes über Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der 
Fassung vom 24. Juli 2018. 
Ein Stichwortverzeichnis rundet den Band ab.
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Bergmann, Stefanie: Das neue Reiserecht. Die Umset-
zung der EU-Pauschalreiserichtlinie. - München: Beck, 
2018. XV, 131 S. (Aktuelles Recht für die Praxis) 
ISBN 978-3-406-72026-0; € 39.-

Die Umsetzung der EU-Pauschalreiserichtlinie von 2015 durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung reiserechtlicher Vorschriften 
reformiert das Reiserecht grundlegend. Die EU-Pauschalreise-
richtlinie passt das Reiserecht an den online-basierten Reise-
markt an.
Wichtige Neuerungen sind u.a. die Definition der Pauschal
reise, der Reiseleistung sowie der touristischen Leistung; die 
erweiterte Anwendung des Reiserechts auf Reisevermittler 
und Vermittler verbundener Reiseleistungen und die Normie-
rung vorvertraglicher Informationspflichten.
Neue Begrifflichkeiten wie das verbundene Onlinebuchungs-
verfahren oder die Vermittlung verbundener Reiseleistungen 
werden erläutert. Zudem gibt die Autorin einen Überblick über 
notwendige Anpassungen von Formularen und Reiseprospek-
ten. In den Anhang sind einige Musterformulare aufgenom-
men.

Münchener Prozessformularbuch. - 5. Aufl. - München: 
Beck.
Bd. 7. Verwaltungsrecht. Hrsg. von Heribert Johlen. - 
2018. XXXVI, 1607 S. ISBN 978-3-406-70391-1; € 189.-

In dem siebten Band des Münchener Prozessformularbuchs 
wird das in viele Fachbereiche ausdifferenzierte Verwaltungs-
recht ausführlich behandelt, u.a.: Grundformen der Rechts
behelfe, Öffentliches Baurecht, Umweltrecht, Wirtschafts
verwaltungsrecht, Kommunalabgabenrecht, Öffentliches 
Dienstrecht, Ausbildungs- und Prüfungsrecht, Status- und Auf-
enthaltsrecht sowie Staatshaftungsrecht. Dabei wird besonders 
Wert auf die in der Praxis häufigsten und wichtigsten Fallgestal-
tungen gelegt. Fachspezifische Antrags- und Klageformen  
werden mit den jeweils materiell- und verfahrensrechtlich rele-
vanten Aspekten erläutert. Die einschlägige Rechtsprechung  
ist eingearbeitet.
Die Neuauflage bringt das Formularbuch auf den aktuellen 
Stand. Neu berücksichtigt werden u.a. die neue Datenschutz-
Grundverordnung und das Asylverfahrensbeschleunigungs-
gesetz.
Über einen Code im Buch stehen alle Formulare zum Down-
load bereit.
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